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Die Beſtimmungen des bürgerlichen Geſetzbuches über

den bürgerlichen Tod und ſeine Rechtswirkungen bleiben

bei Kräften . Jedoch kann der bürgerlich Todte an dem

Orte , wo er ein Bürgerrecht hatte , ſich aufhalten ,
und auf Unterſtützung aus öffentlichen Mitteln Anſpruch

machen .

§. 68 .

Die Berechtigung der Ehefrau des bürgerlich Todten

zum Almendgenuß , in welchem ſich der Verurtheilte vor

der Verurtheilung befand , richtet ſich nach den Grund -

ſätzen , welche für die Wittwe eines Bürgers gelten .

§. 69 .

Das Gemeindebürgerrecht geht ferner verloren :

2 ) durd ) Die definitive Aufnahme in das Gemeindebür⸗
gerrecht einer andern Gemeinde ;

3 ) durch Aufkündigung zum Behufe der Auswande⸗
rung oder des Eintritts in den Staatsdienſt , und waͤh⸗
rend deſſelben .

III . Titel .

Von dem Einſaſſenrechte .

§. 70 .

Jeder Staatsangehörige , der nicht vermöge ſeines Stan —

des oder Berufs , oder des angebornen oder durch Auf —

nahme erlangten Bürgerrechts einen ſtändigen Wohnſitz

hat , fann von einer Gemeinde des Großherzogthums frei —

willig aufgenommen , oder einer ſolchen zugewieſen werden .

VRTA
a

Cin derartiger Heimathloſer erhält durch dieſe Aufnahme
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oder Zuweiſung für ſich und ſeine Familie in folher Ges
`

meinde das Einſaſſenrecht .
Ehe eine ſolche Zuweiſung erfolgen kann , muß vorher

ausgemittelt ſeyn , ob der Zuzuweiſende als badiſcher

Staatsangehöriger betrachtet werdenmuß .

S IR

Das Einſaſſenrecht gibt die Befugniß , einen jeden er⸗
laubten Nahrungszweig , nach Vorſchrift der Geſetze , in der

Gemeinde zu treiben , die öffentlichen Gemeindeanſtalten
zu benutzen , und endlich den Anſpruch an die Gemeinde

auf die Unterſtützung in Fällen der Dürftigkeit ; ausge⸗
nommen, wo der Staat die Verbindlichkeit der i
Rigung hat .

N 7a

Wenn feine Gemeinde einen heimathloſen Staatsange⸗
hörigen freiwillig aufnehmen will , ſo iſt er einer ſolchen
von den Staatsbehörden unter Beobachtung folgender Vor⸗

ſchriften zuzuweiſen : /

) . Diejenigen , wefde ihr angebornes oder durch Auf⸗
nahme erlangtes Bürgerrecht in der Abſicht , auszu⸗
wandern , aufgegeben haben , auch wirklich ausgewan⸗
dert , und , ohne ein anderes Heimathrecht zu erlan⸗

gen , zurückgekehrt ſind , werden der Gemeinde zuge⸗
wieſen , in welcher ſie früher Bürgerrecht hatten .

2 Derjenige Heimathloſe , der ſich fünf Jahre in einer

Gemeinde ununterbrochen für ſich oder mit feiner Faz
milie aufgehalten hat , iſt der Gemeinde des Aufent⸗
halts zuzuweiſen.

Hater ſich in mehreren Gemeinden fünf Jahre lang
aufgehalten , ſo wird er der Gemeinde des letzten fünf⸗
jährigen Aufenthalts zugewieſen .



3 ) Sf ein fünfjähriger Aufenthalt in einer Gemeinde

nicht darzuthun , ſo wird er der Gemeinde zugewieſen ,
in welcher er geſetzlich getraut worden iſt , und zwar ,

wenn mehrere Gemeinden zu einer Pfarrei gehören ,

derjenigen Gemeinde , in welcher die an vorge⸗

nommen wurde.
Findet auch dieſe Beſtimmung keine Anwendung ,

ſo iſt

4) der Heimathloſe derjenigen Gentit zuzuweiſen , in

welcher er ſich zwar nicht fünf Jahre , aber doch mehr
als drei Monate zuletzt aufgehalten hat , und wenn

dies nicht anwendbarift, ſo kömmt

5 ) die Reihe an die Gemeinde , wo er
gebeken, oder als

Findling aufgefunden worden iſt .

Auf Kinder , welche in Gebärhäuſern , Strafan⸗
ſtalten oder anderen Gefängniſſen geboren wurden ,
findet dieſe Vorſchrift keine Anwendung .

60 Iſt der Geburtsort nicht auszumitteln , ſo iſt der Hei⸗

mathloſe derjenigen Gemeinde zuzuweiſen , in welcher er

ſich zuletzt aufgehalten hat , oder in welcher er aufge —

griffen worden iſt .

7 ) Die Ehefrauen der Heimathloſen , deren Ehe yom

Staate als bürgerlich gültig erklärt wird , erhalten

in dem Orte das Einſaſſenrecht , welchem ihr Tr
zugetheilt worden iſt .

= 4
§. EEI

Die Zuweiſung der Wittwer von Heimathloſen iſt

nach den obengedachten Beſtimmungen im §. 73 . 1 ) bis 60

zu entſcheiden .

Können ſolche nicht in Anwendung kommen , ſo ſind
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dieſelben der Gemeinde zuzutheilen , in welche ihr Ehe —
mann hätte gewieſen werden wenn er am Leben gez

weſen wäre .

SEST :

Werden Heimathloſe in Waldungen , die eine abgeſon⸗
derte Gemarkung haben , aufgegriffen , ſo ſind ſie der näch⸗

ſten Gemeinde zuzuweiſen , welcher die polizeiliche Auf -

ſicht nach §. 153 des Geſetzes uͤber Gemeindeverfaſſung
SUUE

670 ;

Die Kinder der Heimathloſen , die noch unter der väter —

lichen Gewalt ſind , erhalten das Einſaſſenrecht in der

Gemeinde , welder ihr Bater , oder bei unehelihen Kin -

dern die Mutter zugewieſen morden ift , oder zugewieſen
worden wäre , wenn die Eltern ſich noch am Leben befun —
den hätten .

ST Tee

Die Einſaſſenverhältniſſe der der elterlichen Gewalt zur

Zeit der Zuweiſung der Eltern in eine Gemeinde bereits

entlaſſenen Kinder werden nach den Vorſchriften des §. 73 .

1 ) bis 6 ) beurtheilt .

§. 78 .

Bei denjenigen Heimathloſen , welche einer Gemeinde

aus dem Grunde der Trauung in derſelben , oder weil ſie

in ſolcher geboren , oder in Waldungen , die eine abgeſon —
derte Gemarkung haben , aufgegriffen worden ſind , zuge —

wieſen wurden , liegt in Fällen des Nothſtandes dem

Staate die Unterhaltspflicht ob , und ebenſo nach ihrem
Abſterben hinſi e ihrer Kinder ,

1



§. 79 .

Einſaſſen , die ſich zehn Jahre in der Gemeinde , wel —

cher ſie zugewieſen worden ſind , klaglos betragen , und

ihren Unterhalt durch Fleiß und Thätigkeit ſich erworben

haben , kann der Gemeinderath , mit Zuſtimmung des Bür —

gerausſchuſſes , das Bürgerrecht ertheilen .

§. 80 .

Den Söhnen der Einſaſſen muß , wenn ſie das 25ſte

Jahr erreicht , einen guten Leumund haben , die in den

§ § . 10 —13 vorgeſchriebenen Bedingungen erfüllen und

zehn Jahre bereits in der Gemeinde ſich klaglos auf —

gehalten haben , das Bürgerrecht ertheilt werden . Sie

find jedoch ſchuldig , ſich nadh den Vorſchriften der 55 . 34

u. 35 in den Bürgergenuß einzukaufen .

WV Sitel

Von dem Verfahren in Buͤrgerannahme —

ſachen .

S SIn

Die Geſuche um Aufnahme in das Gemeindebürgerrecht

ſind mit allen erforderlichen Zeugniſſen dem Gemeinderathe
der Gemeinde , in welche die Aufnahme geſchehen ſoll ,

vorzulegen , welcher zu entſcheiden hat , ob nach Vor —

ſchrift dieſes Geſetzes die Aufnahme zu bewilligen oder ab —

zuſchlagen ſey . Nach erfolgter Entſchließung iſt der Bür —

gerausſchuß , und im Falle des §. 42 die Gemeinde über

ihre Zuſtimmung zu vernehmen , fofort die Aufnahme zu

verſagen , oder zu bewilligen .

§. 82 .

Jeder Betheiligte kann den Recurs gegen die Entſchlie —

ßung des Gemeinderaths nach den gegenwärtigen und
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